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Was die Liebe trägt
1/5

Für einen Mann sind knapp 44 Kilo ein
alarmierendes Körpergewicht. Aber für
eine zierliche Frau sind diese knapp 44
Kilo eine gewaltige Last. Trotzdem
nimmt Mi Shixiu ihren Ehemann He
Quangui regelmässig huckepack – und
nicht nur zum Spass oder für einen
Schnappschuss, wie es das fröhliche
Lachen der beiden auf Sim Chi Yins
Aufnahme vermuten liesse. He leidet
infolge seiner Arbeit in einer chinesi-
schen Goldmine an Staublunge. Eine
Therapie kann er sich nicht leisten; was
ihn in jedem Sinne des Wortes trägt, ist
die Liebe seiner Frau.
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KORRIGENDUM
zz. Im Feuilleton der NZZ vom 11. 9. 15
im Artikel «Sehen lernen ist alles»
wurde der Begriff «Fluchtgut» irrtüm-
licherweise für das von der Stiftung
Oskar Reinhart im vergangenen Juni
restituierte Pastell von Menzel verwen-
det. Es handelt sich bei diesem Werk
nicht um Fluchtgut, sondern um Raub-
kunst (siehe NZZ vom 24. 6. 15).

Dem Welthunger
die Stirn bieten

Warum soll Essen eine verpönte Han-
delsware sein (NZZ 1. 9. 15)? Trieben
wir keinen Handel mit Nahrungsmit-
teln, sähen unsere Tafelfreuden ziemlich
karg aus. Natürlich spielt man nicht mit
Essen, das heisst jedoch nicht, dass man
damit nicht handeln darf.

Mit der aufgegleisten Kampagne
gegen Nahrungsmittelspekulationen
verwandeln wir uns keineswegs in edle
Ritter, die selbstlos vor den Machen-
schaften «böser Buben» warnen und
Umwelt und Konsumenten vor deren
«üblen Spielen» beschützen. Leider ver-
ankert dieses Vorgehen ein völlig fal-
sches Ursache-Wirkung-Verhältnis des
uralten Dilemmas, den Welthunger aus-
merzen zu wollen. Die eigentliche Ur-
sache dafür, dass Menschen hungern
und die Lösung dieses Problems immer
wieder auf die lange Bank geschoben
wird, liegt in der seit Jahrenweltweit sta-
gnierenden Produktivität in der Land-
wirtschaft. Gerade das Wirken der
NGOs zielt auf eine Politik ab, die unter
Verweis auf die «Risiken» moderner
Verfahren – zum Beispiel der Gentech-
nologie – den Produktivitätsfortschritt
zu erdrosseln droht.

Um die Ernährung einer stetig wach-
senden Weltbevölkerung mit steigen-
dem Wohlstandsniveau zu sichern und

den Welthunger weiter zurückzudrän-
gen, werden wir, so schätzen Experten,
die Weltagrarproduktion um mindes-
tens 70 Prozent steigern müssen. Im
Soge des sich abzeichnenden Klima-
wandels trocknen aber gleichzeitig An-
bauflächen aus. Wir werden dem Welt-
hunger nur dann die Stirn bieten kön-
nen, wenn es uns gelingt, die weltweiten
Investitionen im Agrarbereich nachhal-
tig anzukurbeln. Ein Spekulationsver-
bot für Nahrungsmittel hilft da wenig –
wenn überhaupt.

Willy Burgermeister, Romanshorn

Eine ganze Seite ist der Frage gewidmet,
ob Spekulation die Preise für Lebensmit-
tel erhöht oder nicht. Die Frage kann
nicht eindeutig beantwortet werden.
Wirklich relevant für die kommendeAb-
stimmung über die Juso-Initiative ist die
aufgezeigte Unterscheidung zwischen
«guten» und «schlechten» Spekulanten.
Die «Guten» sind Teilnehmer der realen
Wirtschaft: Sie produzieren, vermitteln
oder verarbeiten Nahrungsmittel und
limitieren mit Terminkontrakten ihr
finanzielles Risiko. Sie bringen einen
klaren volkswirtschaftlichen Nutzen.

Die «Schlechten» sind Akteure der
Finanzindustrie, die mit immer komple-
xeren Derivaten Wetten eingehen auf
Bewegungen an der Preisfront. Eine
Spielwiese des vagabundierenden Kapi-
tals, das im Überfluss vorhanden ist und
zu Blasen führen kann.Der gesellschaft-
licheNutzen dieserAktivitäten ist gleich
null. Deswegen muss man sie nicht un-
bedingt verbieten, solange die Speku-
lanten eigenes Geld einsetzen. Sicher-
gestellt werdenmuss hingegen, dass kein
Kapital aus der realen Wirtschaft abge-
zogen und in den spekulativen Kreislauf
der Finanzindustrie gesteckt wird. Der
beste Garant dafür wäre die Trennung
der Finanzwirtschaft in «traditionelle»
Banken und Investment-Banken.

Heini Lippuner, Oberwil (BL)

Verpasste Chance
gegen Lohndumping

Es ist höchst bedauerlich, dass sich der
Kantonsrat gegen die Lohndumping-
Initiative ausspricht und dass die Politik
keinen Handlungsbedarf sieht (NZZ
8. 9. 15). Es ist für mich nicht verständ-
lich, dass bei einer so enorm wichtigen
Weichenstellung nur Parteipolitik be-
trieben wird und sachliche Argumente
auf der Strecke bleiben. Die tägliche Er-
fahrung auf Baustellen zeigt doch klar
auf, dass das Problem heute nicht mehr
unter Kontrolle ist. Regelmässig werden
neue Fälle mit immer dreisterem Vor-
gehen entdeckt. Klar, direkt betroffen
sind die betrogenen Arbeitnehmer.
Doch auch ehrliche Arbeitgeber leiden
darunter, wenn Preise mit unlauteren
Methoden gedrückt werden.

Nicht ohne Grund hat sich ein
Arbeitgeber-Komitee zur Unterstüt-
zung der Initiative formiert. Lohn-
dumping ist eineGefahr für ganze Bran-
chen und in letzter Konsequenz für die
gesamte Volkswirtschaft. In Baselland
hat das eine breite Koalition von links
bis rechts erkannt und ein ähnliches
Instrument eingeführt, wie es die Lohn-
dumping-Initiative in Zürich verlangt.

Bei heutigen Lohndumping-Verfah-
ren sind die Behörden auf die Koopera-
tion der fehlbaren Firmen angewiesen.
Genau hier liegt die Crux. Unterneh-
men, die gegen geltende Regeln verstos-
sen, haben an einer Aufklärung kein
Interesse und verzögern deshalb das
Verfahren, indem sie die Kooperation
verweigern. In der Zwischenzeit können
sie ihren Auftrag (meist im Baugewer-
be) zu Ende führen. Die Initiative sieht
vor, dass bei begründetem Verdacht die
Arbeit des betroffenen Unternehmens
eingestellt werden muss, bis dieses mit
den Behörden kooperiert. Dass man
Personen nicht weitermachen lässt, die

unter Verdacht stehen, gegen Gesetze
zu verstossen, sollte eigentlich selbstver-
ständlich sein. Es ist schade, dass die hie-
sige Politik sich bei diesem Thema in
ideologischen Schützengräben ver-
schanzt und das Problem nicht pragma-
tisch angehen will.
Severino Cassani, Arbeitgeber-Komitee

«Stopp Lohndumping», Zürich

Systemrelevant
Die Systemrelevanz der Postfinance ist
durch ihre Rolle als «Major Player» im
Anlagebereich begründet. Diese Orga-
nisation bietet heute eine breite Palette
von Anlagefonds an. Ihre Systemrele-
vanz ist deshalb ebenso gerechtfertigt
wie jene der Zürcher Kantonalbank,
welche im Hypothekarbereich zusam-
men mit den Grossbanken eine Markt-
führerrolle innehat.Wenn der Staat kein
guter Banker ist, wie Michael Ferber
(NZZ 2. 9. 15) feststellt, gilt dies analog
auch für die SNB. Der Ruf nach einem
Staatsfonds ist deshalb nicht ange-
bracht. Und noch ein Letztes: Auch die
SNB leidet mit ihren Obligationen-
beständen unter Zinsänderungsrisiken,
von den Devisenkursrisiken ganz zu
schweigen.

Beda Düggelin, Zürich

Nach der Aufnahme
die Integration
Die Bilder des Empfangs der Flücht-
linge inDeutschland sind ergreifend und
zeugen von grosser Weltoffenheit und
menschlichem Mitgefühl eines Gross-

teils der deutschenBevölkerung. Für die
von der Flucht und demKrieg geplagten
Flüchtlinge muss es eine Wohltat sein,
nicht nur auf Ablehnung zu stossen.
Einige von ihnen haben Bekannte in
Deutschland, für andere ist alles neu
und unbekannt. Werden sie den Schritt
schaffen, sich in Deutschland oder
einem anderen europäischen Land zu
integrieren, ohne dabei ihre Wurzeln
gänzlich ablegen zu müssen?

Einen Hauptteil dieser schwierigen
Integrationsaufgabe werden zuerst die
Aufnahmezentren, später aber auch die
Schulen und der allfällige Arbeitsplatz
leisten müssen, wozu die nötigen Res-
sourcen und zusätzliche Betreuungs-
personen bereitzustellen sind. Ganz
wichtig ist, dass auch die Frauen ihren
Platz in der neuen Gesellschaft finden
und nicht nur zu Hause bleiben müssen,
was eine sinnvolle Integration fast ver-
unmöglicht.

Christian Baumann, Rüti (ZH)

An unsere Leserinnen
und Leser
Wir danken allen Einsenderinnen
und Einsendern von Leserbriefen
und bitten um Verständnis dafür,
dass wir über nicht veröffentlichte
Beiträge keine Korrespondenz
führen können. Kurz gefasste Zu-
schriften werden bei der Auswahl
bevorzugt; die Redaktion behält
sich vor, Manuskripte zu kürzen.
Jede Zuschrift an die Redaktion
Leserbriefe muss mit der vollstän-
digen Postadresse des Absenders
versehen sein.

Redaktion Leserbriefe
NZZ-Postfach
8021 Zürich, Fax 044 252 13 29
E-Mail: leserbriefe nzz.ch
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Auf der Flucht
Flüchtlinge aus arabischen Ländern werden im Westen oft allein wegen ihrer Herkunft für Greueltaten ihrer Verfolger verantwortlich gemacht. Sie erleiden
so eine «doppelte Verfolgung», wie Zafer Senocak anmerkt. Und als «Ironie der Geschichte» kritisiert Florian Bieber, dass irregeleitete Europäer bequem per
Flugzeug reisen können, wenn sie sich in Syrien dem IS anschliessen wollen. Umgekehrt sei der Weg für Flüchtlinge «gefährlich, teuer und langsam».

Absurdes Willkommen
Gastkommentar
von FLORIAN BIEBER

Eine syrische Familie, die den BombenAsads und
den Hinrichtungen des IS entkommen konnte, die
eine gefährliche Überfahrt von der Türkei nach
Griechenland überlebt, jämmerliche Bedingun-
gen auf griechischen Inseln übersteht, von maze-
donischen Grenzsoldaten geprügelt wird, eine
Verschnaufpause in einemBelgrader Park einlegt,
den Stacheldraht zu Ungarn überquert, dort als
Gefahr des Abendlandes unerwünscht bald ent-
flieht und nach Österreich gelangt, hat es ge-
schafft. Vielleicht bekommt sie sogar Applaus
beim Eintreffen in München oder sonst wo in
Deutschland oder Österreich.

Der Applaus ist jedoch ein absurdes Willkom-
men nach Tagen oder Wochen der gefährlichen
und teuren Reise durch Südosteuropa nach
Deutschland, Schweden oder anderswo in West-
europa. Es ist leicht, die zynischen Aussagen des
ungarischenMinisterpräsidentenViktorOrban zu
verurteilen oder die unmenschlichen Bedingun-
gen der Flüchtlinge auf dem Weg nach West-
europa zu beklagen, doch der Grund für das Leid
liegt nicht auf demWeg, nicht inUngarn,Mazedo-
nien oder Griechenland, sondern in den Ziel-
ländern der Flüchtlinge. Schlepper profitieren von
der Not und bieten für Tausende Euro einen ge-
fährlichen Weg über das Meer oder zusammen-
gepfercht in Lastwagen, aber die Verantwortung
und die Lösung liegen anderswo.

Es ist eine Ironie der Geschichte, dass Tau-
sende Belgier, Briten, Franzosen und andere
Europäer, die sich dem Islamischen Staat (IS) an-
geschlossen haben, diesenWeg nicht auf sich neh-
men mussten. Sie steigen in ein Flugzeug nach
Istanbul oder Antalya in Brüssel, Paris, Frankfurt
oder anderswo und kommen nach einem kurzen
Umsteigen mit einem anderen Flug oder Bus
schnell an die syrische Grenze. Nur umgekehrt ist
der Weg gefährlich, teuer und langsam. Der
Grund hierfür ist einfach. Gemäss der Richtlinie
des Rates der EU von 2001 (2001/51/EC) sind
Fluggesellschaften dafür verantwortlich, dass ihre
Passagiere alle notwendigen Einreisedokumente
für die Schengen-Zone besitzen. Fehlen ihnen
diese Dokumente, dann müssen die Fluggesell-
schaften die Kosten tragen – leicht Tausende Euro
für Rückflug und andere Aufwendungen. Im Er-
gebnis haben die Länder der Schengen-Zone
einen Teil ihrer Grenzkontrollen privatisiert und
an die Fluggesellschaften ausgelagert. Letztere

lassen im Zweifelsfall einen Passagier nicht mit-
fliegen und riskieren damit auch nicht, die Kosten
möglicher Rücktransporte tragen zu müssen. Die
Richtlinie sieht zwar vor, dass Flüchtlinge ausge-
nommen sind, aber eine syrische Familie kann den
Status als Flüchtling erst dann erhalten, wenn sie
dafür einen Antrag innerhalb der Schengen-Zone
stellt. Obwohl zum Beispiel in Deutschland die
Schutzquote von syrischen Asylsuchenden fast
100 Prozent erreicht, kann eine syrische Familie,
die nach Deutschland oder Schweden will, sich
nicht einfach ein Retourticket für 300 Euro pro
Person kaufen und in ein paar Stunden nach
Frankfurt fliegen, sondern muss den gefährlichen
Spiessrutenlauf durch Südosteuropa auf sich
nehmen.

Die schlagenden Polizisten, die zynischen
Politiker und die profitgierigen Schlepper auf der
Route durch den Balkan sind nicht die Ursachen
für das Leiden der Flüchtlinge. Das Problem ist
die restriktive Einreisepolitik der Schengen-
Länder.

Um weitere Opfer auf dieser Route abzuwen-
den, gilt es denn auch hier anzusetzen. Dafür be-
stehen zweiOptionen: EntwedermüssenEU-Län-
der, insbesondere die Länder der Schengen-Zone,
den Flüchtlingsstatus für syrische und andere
Flüchtlinge bereits in der Türkei und anderswo an-
erkennen, so dass eine sichereWeiterreisemöglich
wird. Oder sie gestatten es den Fluggesellschaften,
ohne Strafen und zusätzliche Kosten Personen mit
syrischer Staatsbürgerschaft (sowie aus anderen
Ländern mit hoher Anerkennungsquote) zu be-
fördern. Somit könnte mit einem Schlag der ge-
fährlichen Reise von der Türkei nach Österreich
ein Ende gesetzt und den meisten Schleppern das
Wasser abgegraben werden.

Auch würden sich neue Möglichkeiten der
Unterstützung für Flüchtlinge eröffnen: Unge-
nutzte Vielfliegermeilen können gespendet wer-
den, um syrischen Familien eine sichere Reise
nach Europa zu ermöglichen. Die Ankunft von
Flüchtlingenwürde zwarweniger spektakulär aus-
fallen als heute auf den Bahnhöfen Wiens, Mün-
chens und anderer europäischer Grossstädte, da-
für aber viel sicherer.

Florian Bieber ist Professor für Südosteuropäische
Geschichte und Politik an der Karl-Franzens-Universität
Graz und leitet das Zentrum für Südosteuropastudien.
Er koordiniert die Balkans in Europe Policy Advisory
Group (BiEPAG). Er bloggt auf http://florianbieber.org/
und ist auf Twitter unter fbieber zu finden.

Die Würde des Muslims
Gastkommentar
von ZAFER SENOCAK

Mancher Staat in der Mitte Europas ist bereit,
Flüchtlinge aufzunehmen, nur keine Muslime.
Andere in Europamögen über eine derartige Ent-
scheidung die Nase rümpfen. Eine lautstarke Ent-
rüstung aber ist nicht zu vernehmen. Politische
Konsequenzen hat Diskriminierung, wenn sie
Muslime betrifft, eher selten. Der Islam hat nicht
nur einen Imageverlust erlitten. Er wird zuneh-
mend als Wurzel des Übels wahrgenommen. Der
konservative Islam behindert die gesellschaftliche
Entwicklung. Die Menschen in den muslimischen
Gesellschaften verlieren ihre Würde. In den
armen Gesellschaften durch die Not, die sie erlei-
den, in den reichen aber durch die fehlendeEmpa-
thiemit denNotleidenden. Ist denMuslimen diese
öffentliche Herabwürdigung in Europa egal?

Manch ein muslimischer Mann begeht einen
Mord, um seine Ehre, sprich die sexuelle Unbe-
scholtenheit der ihm anvertrauten, also unterstell-
ten Frauen zu sichern. Doch mit seiner Würde ist
es dann umso schlechter bestellt. Die Menschen-
würde beschreibt auch die Grenzen dessen, was
einem Menschen zugefügt werden kann. Diese
Grenzen werden in der islamischen Welt perma-
nent verletzt. So wird dem Menschen die Würde
genommen. Die Modernisierung in der islami-
schen Welt wird bestenfalls mit der Einführung
technischer Errungenschaften assoziiert. Huma-
nität, Rechtsstaat, Demokratie und individuelle
Freiheiten dagegen, die allesamt die Würde des
Menschen garantieren, sind antastbar.

Im Laufe der gesellschaftlichen Entwicklung
wurden sie in das Reich des utopischen Denkens
verlegt, aus dem es keinen Zugang in die Welt
mehr gibt. Aus demAbendland wurde das Utopia
des Nahen Ostens. Ein entrückter Ort, dessen
geistige Wurzeln unerreichbar bleiben. Das war
vor gut einem Jahrhundert ganz anders. Intellek-
tuelle aus Persien, aus der arabischenWelt und aus
dem Osmanischen Reich standen in regem Ge-
dankenaustausch mit der europäischen Moderne.
Freidenker standen auch im Orient an der Wiege
der Zivilisation. Die Islamisten von heute schmä-
hen diese Zeit. Doch was setzen sie ihr entgegen?
Eine neue Blüte der muslimischen Kultur? Mit-
nichten. Der Islam heute hat weder geistige Wur-
zeln, noch treibt er irgendeine Art von kultureller
Blüte hervor. Er ist zu einer Glaubensmechanik
verkommen, die jederzeit eine Todesmaschine in
Gang setzen kann, wie jetzt in Syrien oder im Irak.

Glaubensrichtungen bekämpfen einander. Sie
zerstören jedes Solidaritätsgefühl. Das Entsetzen
vor der Grausamkeit radikalislamistischer Kämp-
fer ist gross. Doch fast noch entsetzlicher ist die
kulturelle Leere der Islamgläubigen. Diese Leere
kann keine humanenWertemehr produzieren. Sie
ist wie ein Bunker, der nur temporär Schutz bietet
vor der Allgegenwart der Moderne. Dieser Bun-
ker wird bewacht von den Todesschwadronen des
Glaubens. Wer in diesem Bunker keine Zuflucht
sucht, wird wie ein Abtrünniger behandelt.

Diese Abtrünnigen haben sich nun aufge-
macht, nach Europa. Manche von ihnen werden
hier allein wegen ihrer Herkunft für die Verbre-
chen ihrer Verfolger verantwortlich gemacht. Sie
erleiden eine doppelte Verfolgung. Die tatsäch-
liche, Leib und Leben bedrohende Verfolgung
durch die Schergen des IS führt an den Grenzen
der freien Welt zum Verlust der Menschenwürde.

Kann sich die islamische Welt in dieser Stunde
noch an die geistigen Errungenschaften der
Moderne erinnern? Bildung, die ein besseres
Leben verspricht, Grundrechte, die ein Leben in
Sicherheit ermöglichen. All dies schien einmal
möglich. In der Türkei hatten diese Versprechen
schon Wurzeln geschlagen. Ihre Früchte erreich-
ten auch entfernte Dörfer. Nirgendwo in der isla-
mischenWelt habenMenschen so viel zu verlieren
wie in der Türkei. Das lässt hoffen, dass die Men-
schen dort vieles von demverteidigenwerden, was
heute als westlicheWerte gilt. EuropasWerte wer-
den heute in Ankara verteidigt, oder sie werden
missbraucht für einen Krieg der Kulturen, der kei-
nen Gewinner haben kann.

An Europas Grenzen wird Menschenwürde
grossgeschrieben. Wenn dies keine Floskel sein
soll, dann hat es für alleMenschen zu gelten. Auch
für Muslime. Vielleicht entsteht so ein neues Zeit-
alter desHumanismus, der demMenschen bessere
Lebensverhältnisse garantiert. In vielen Teilen der
Welt leben Menschen in unwürdigen Umständen.
Sie können nicht einmal überleben. Die Würde
des Menschen ist antastbar. Uns fehlt die Zuver-
sicht, das zu verändern. Es ist der Zynismus der
Saturierten, der denWesten heute lähmt. Europas
Selbstzerstörung liegt kaum ein Lebensalter zu-
rück. Es kann nur ureigenstes Interesse des Konti-
nents sein, die eigenen bitteren Erfahrungen zum
Anlass zu nehmen, um anderswo einzugreifen und
zu helfen. Doch dies geschieht viel zu zaghaft.

Zafer Senocak wurde 1961 in Ankara geboren und lebt
heute als Schriftsteller in Deutschland.

SIM CHI YIN / VII

FOTO-TABLEAU

Was die Liebe trägt
2/5

Für He Quangui und seine Frau Mi
Shixiu gibt es nichts Schöneres als das
gemeinsame Singen und Musizieren.
Aber seit He vor gut zehn Jahren an
Silikose (Staublunge) erkrankte, ist
seine Stimme erstickt, auch für die
Flöte reicht der Atem nicht mehr. An
guten Tagen kann er sich ans Keyboard
setzen oder das zweisaitige chinesische
Streichinstrument Erhu zur Hand neh-
men; die Instrumente sind der einzige
Luxus, den sich die beiden leisten. Die
Fotografin Sim Chi Yin war immer
wieder erstaunt und berührt, wie das
seit 19 Jahren verheiratete Paar sein
Glück gegen Krankheit und Unbill
verteidigt.
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Seltene Krankheiten

Zu wenig Medikamente
gegen selteneKrankheiten
Gastkommentar
von ALECS RECHER

Seltene Krankheiten treffen, so die gesetzliche
Definition, höchstens fünf von zehntausend Ein-
wohnenden und wirken sich lebensbedrohend
oder chronisch invalidisierend aus. So wie bei-
spielsweise die zu frühkindlichem Tod führende
Atelosteogenesis oder EPP, eine stark schmerz-
hafte Lichtunverträglichkeit. Die Betroffenen
suchen oft jahrzehntelang nach der richtigen Dia-
gnose. Auf diese folgt meist die Hiobsbotschaft:
Eine Therapie existiert nur selten. Bis jetzt sind
nur für wenige hundert der rund 7 000 bekannten
seltenen Krankheiten Arzneimittel, sogenannte
Orphan-Drugs, verfügbar.

Dieser Versorgungsmangel beruht einerseits
darauf, dass die Seltenheit der Krankheit auch
die Arzneimittelforschung erschwert. So finden
sich für klinische Studien meist nur dann ge-
nügend Teilnehmer, wenn internationale For-
schungskooperationen gelingen. Diese sind
aber aufwendig und komplex. Überdies sind
Orphan-Drugs unter normalen Marktbedin-
gungen ökonomisch uninteressant. Denn die
Kosten für Forschung und Entwicklung lassen
sich durch den kleinen Abnehmerkreis nur bei
hohen Preisen decken. Hohe Preise können je-
doch wiederum dazu führen, dass die Kranken-
versicherungen das Medikament mangels Wirt-
schaftlichkeit nicht übernehmen, so dass den
Patientinnen die Behandlung und der Pharma-
industrie der Return on Investment verwehrt
bleiben.

Auf die medizinische Unterversorgung von
Menschen mit seltenen Krankheiten antwortete
als erster im Jahr 1983 der amerikanische Gesetz-
geber: Ein System staatlicher Anreize, in dessen
Mittelpunkt eine mehrjährige Marktexklusivität
steht, sollte die Orphan-Drug-Forschung fördern.
Diese «OrphanDrugAct» war so erfolgreich, dass
sie diverse Staaten und dieEU in angepassterVer-
sion übernahmen.

Auch das Schweizer Heilmittelrecht enthält
erste Förderungsinstrumente. So existiert ein ver-
einfachtes Zulassungsverfahren, und gewisse Ge-
bühren können erlassen werden. Die Politik ist
sich darüber einig, dass mit der laufenden Revi-
sion des Heilmittelgesetzes weitere Anreize für
die Erforschung von Orphan-Drugs geschaffen
werden sollen. Doch ob hierzu der Unterlagen-
schutz verlängert werden sollte oder, wie in den
USAund derEU, doch eher dieMarktexklusivität
gestärkt werdenmüsste, ist umstritten.DerUnter-
lagenschutz bewirkt, dass die im Zulassungsver-

fahren eingereichten Unterlagen unter Verschluss
gehalten werden. Marktexklusivität hingegen er-
laubt es, nur gegenüber der ersten Orphan-Drug
klinisch überlegene Konkurrenzprodukte für den
Markt zuzulassen.

Mit Blick auf die notwendigerweise internatio-
nale Forschung ist unser Recht mit dem des um-
gebenden Europas zu harmonisieren. Da sich die
Marktexklusivität bereits in denUSA und der EU
als erfolgreich erwies, sollte auch die Schweiz auf
diese Lösung setzen.Mit dem verlängertenUnter-
lagenschutz eine Schweizer Sonderregelung zu
schaffen, ist nicht sinnvoll.

Kritiker der Marktexklusivität stossen sich an
den teilweise satten Gewinnen der Pharmaindus-
trie. Zu erarbeiten sind daher Kompromisslösun-
gen, die nicht nur dem dringenden Bedarf nach
wirksamen Forschungsanreizen gerecht werden,
sondern auch den unerwünschten Nebenwirkun-
gen derMarktexklusivität begegnen. Anregungen
bieten wiederum die USA und die EU.

Erstens könnten, analog dem EU-Recht, im
Marktzulassungsverfahren, also bevor ein Medi-
kament exklusiv für den Markt zugelassen wird,
die Voraussetzungen für die Anerkennung als Or-
phan-Drug und damit namentlich die Seltenheit
erneut überprüft werden. Fallen diese Vorausset-
zungen erst später weg, sollte zudem dieMarktex-
klusivität verkürzt werden können.

Zweitens ist denkbar, dass der Gesetzgeber die
aus dem Verkauf von Orphan-Drugs zu erzielen-
den Gewinne einschränkt und so die gewährten
Anreize kompensiert. Vorbild könnten hier die im
US-Parlament vorgeschlagenen Anreizbeschrän-
kungen oder Gewinnbesteuerungen bei Über-
schreiten einer definierten Gewinnmarge sein.

Und drittens könnte die staatliche Preisfestset-
zung regulierend auf die oft hohen Preise einwir-
ken. Denkbar wäre, dass man für die Or-
phan-Drugs ein eigenes Preisberechnungssystems
einführt, das beispielsweise auf den Herstellungs-
kosten basiert, oder dass man Preissenkungen er-
zwingt, wenn eine bestimmte Gewinnmarge über-
schritten wurde.

Orphan-Drugs sind in der gesamten Versor-
gung vonMenschenmit seltenen Krankheiten nur
einMosaiksteinchen – doch eines, das über Leben
oder Tod entscheiden kann. Es ist zu hoffen, dass
sich das Parlament auf einenwirksamenVorschlag
einigt, der die unterschiedlichen Interessen diffe-
renziert berücksichtigt.

Alecs Recher promoviert im Rahmen eines National-
fondsprojektes an der Universität Luzern zu Rechtsfragen
der Orphan-Drug-Entwicklung.

Krieg gegen die Zivilbevölkerung

Ein Kriegsvölkerrecht
mit Zähnen
Gastkommentar
von GERALD SCHNEIDER
und MARGIT BUSSMANN

Eine der grössten Leistungen der Schweizer
Diplomatie und des Internationalen Komitees des
Roten Kreuzes (IKRK) während des Kalten Krie-
ges war es, denGeltungsbereich des Kriegsvölker-
rechtes systematisch zu erweitern und den Schutz-
schild zunehmend auf dieZivilbevölkerung auszu-
weiten. Den Ursprung dafür legte das Genfer Ab-
kommen IV «über den Schutz von Zivilpersonen
in Kriegszeiten» im Jahr 1949. Das 1977 verab-
schiedete Zusatzprotokoll II zum Schutz der
Opfer nicht internationaler bewaffneter Konflikte
hat dieses Regelwerk auf Bürgerkriege ausgewei-
tet: «Die Anwendung oder Androhung von Ge-
walt mit dem hauptsächlichen Ziel, Schrecken
unter der Zivilbevölkerung zu verbreiten, ist ver-
boten.» 196 Staaten haben gegenwärtig die Kon-
vention aus dem Jahr 1949 ratifiziert und immer-
hin 168 das weiterführende Zusatzprotokoll.

ImRahmen eines Projektes zur einseitigenGe-
walt in Bürgerkriegen haben wir für den Zeitraum
von 1989 bis 2004 untersucht, ob sich die Teilneh-
merstaaten an die Selbstverpflichtung halten, den
nichtkämpfenden Teil der Bevölkerung zu ver-
schonen. Unter einseitiger Gewalt sind dabei die
Tötung oder die Verletzung von Zivilisten oder
unbewaffneten Kombattanten zu verstehen. Un-
sere Analyse zu sämtlichen Bürgerkriegen in die-
sem Zeitraum zeigt, dass das zentrale Regelwerk
nur begrenzt effektiv ist und dass auch die damit
verknüpftenAktivitäten des IKRKkaum greifen.

Erstens nimmt dieWirksamkeit der Regeln für
dieRegierungstruppenmit der Zeit ab, die seit der
Ratifikation vergangen ist. In diesem Sinne ist mit
mehr Tötungen zu rechnen, je weiter in die Ver-
gangenheit dieUnterzeichnung desGenferRegel-
werks entrückt ist. Dieser Befund steht imWider-
spruch zurHoffnung, vomKriegsvölkerrecht gehe
ein Sozialisationseffekt aus und Armeen gewöhn-
ten sich im Laufe der Zeit immermehr daran, zwi-
schen Kämpfern und Zivilisten zu unterscheiden.
Zweitens erweist es sich, dass die Regeln beson-
ders dieRebellentruppen nicht erreichen und dass
derenGewaltanwendung ebenfalls mit den Jahren
seit der Ratifikation der zwei Verträge zunimmt.
Drittens reduzieren weder die Präsenz des IKRK
vor Ort noch die Seminare zur Verbreitung des
Völkerrechts, die die Genfer Organisation bei den
Truppen durchführt, den Blutzoll innerhalb der
Zivilbevölkerung. Viertens fruchtet der Appell
des IKRK an die verfeindeten Truppen nicht, sich
zu mässigen und Nichtbeteiligte zu schonen. Im

Gegenteil erfolgen solche Stellungnahmen eher
dann, wenn ein Massaker bereits stattgefunden
hat. Dies zeigt eine Fallstudie zum bosnischen
Bürgerkrieg, in der wir die zeitliche Abfolge der
Gewaltanwendung und der öffentlichenDiploma-
tie untersucht haben, mit der die Kriegsparteien
an den Pranger gestellt wurden.

Unsere Resultate sind sicher für jene Kreise er-
nüchternd, die vor allem auf völkerrechtliche Ver-
einbarungen als Rezept gegen das menschliche
Leiden setzen. Doch das Kriegsvölkerrecht ist da-
mit kein Papiertiger. Erstens sollte das IKRK ver-
mehrt jene Rebellen in das Regelwerk einzubin-
den versuchen, die sich gegen Regierungen wen-
den, die von der internationalen Staatengemein-
schaft durch Uno-Sanktionen eine universelle
Ächtung erfahren. Zweitens sollten neue Regie-
rungen von Ratifikationsstaaten bei Antrittsbesu-
chen von IKRK-Repräsentanten an dieRegeln er-

innert werden, zu denen sich ihre Vorgängerregie-
rungen verpflichtet haben. Drittens sind die
Regeln weiter zu operationalisieren, so dass sich
aus ihrer Verletzung zwingender eine Anklage
durch den Internationalen Strafgerichtshof ablei-
ten lässt. Dies gilt gerade auch für die niedrig-
schwellige einseitige Gewalt, wie Massenverge-
waltigungen oder Verschleppungen. Auch das
Tolerieren solcher Praktiken durch Komman-
deure sollte strafbar werden.

In den letzten Jahrzehnten hat sich das indivi-
duelle Risiko weltweit deutlich vermindert, Opfer
von politischer Gewalt zu werden. Die Bürger-
kriege in Syrien und im Irak gefährden nun diesen
erfreulichen Trend. Ein Kriegsvölkerrecht mit
Zähnen und eine proaktivere Politik des IKRK
wären zwei Komponenten, welche die Leiden der
Zivilbevölkerung reduzieren könnten.

Gerald Schneider und Margit Bussmann lehren Inter-
nationale Politik an den Universitäten Greifswald und
Konstanz; Veröffentlichung: «A Porous Humanitarian
Shield: The Laws of War, the Red Cross, and the Killing
of Civilians», Review of International Organization (i. E.).

In den letzten Jahrzehnten
hat sich das Risiko deutlich
vermindert, Opfer von poli-
tischer Gewalt zu werden.
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Im Bergdorf in der chinesischen Pro-
vinz Shanxi, wo He Quangui und Mi
Shixiu leben, braucht man eine gute
Kondition, um den kargen Lebens-
umständen und dem kalten, feuchten
Klima zu trotzen. Genau diese Wider-
standskraft aber fehlt dem ehemaligen
Minenarbeiter He, dessen Lunge in-
folge einer Silikose ihre Funktion weit-
gehend eingebüsst hat. Schon für eine
Haarwäsche, erfuhr die Fotografin Sim
Chi Yin, muss das Paar auf einen be-
sonders sonnigen Tag warten; der Ge-
nuss einer Dusche ist ein Risiko, das
genaueste Abwägungen und sorgfältige
Planung erfordert.
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Autonome Fahrzeuge

GemeinsameMöglichkeiten
Gastkommentar
von CHRISTIAN FRIIS BACH

In den vergangenen Monaten ist kaum eine
Woche verstrichen, ohne dass Fahrzeughersteller
oder Technologieunternehmen ihre Pläne zur
Entwicklung selbstfahrender bzw. «autonomer»
Autos und Lastkraftwagen angekündigt hätten.
Eine der neuesten Entwicklungen war die Über-
nahme des digitalen Kartendienstes Nokia Here
für 2,8 Milliarden Euro durch Audi, BMW und
Daimler im vergangenen Monat – ein seltenes
Beispiel für Zusammenarbeit zwischen grossen
deutschen Herstellern. Obwohl Tests bereits statt-
finden, werden wir noch viele weitere strategische
Entwicklungen zwischen Autoindustrie, Zuliefe-
rern und digitaler Wirtschaft erleben können.

Nun ist es allerdings an der Zeit, gemeinsam so-
wohl die rechtliche als auch die physische Infra-
struktur zu schaffen, so dass dieseTechnologie voll-
ständig in die Praxis umgesetzt werden kann.Auto-
nome Fahrzeuge bergen das Potenzial, die Lebens-
qualität von Milliarden Menschen zu verbessern
sowie den Strassenverkehr zu vereinfachen: Sie er-
möglichen ein sichereres, effizienteres und ökologi-
scheres Fahrerlebnis.Das selbstfahrendeAutowird
mit einem permanenten 360-Grad-Blick ausgestat-
tet sein. Es kann aufmehr Informationen zugreifen
sowie wesentlich schnellere Reaktionszeiten vor-
weisen als jeder menschliche Fahrer und dadurch
tödliche Unfälle verhindern. Sofern Autos zudem
in der Lage sind, sich in Netzwerken zusammenzu-
schliessen, können sie gemeinsam den Verkehr
regulieren sowie optimale individuelle Geschwin-
digkeiten bestimmen, dadurch Verkehrsbelastun-
gen reduzieren und somit schliesslich Milliarden
Euro einsparen – und gleichzeitig durch die Redu-
zierung vonVerkehrsstaus und Emissionen sowohl
der Gesundheit der Menschen als auch der Be-
kämpfung des Klimawandels dienen.

Darüber hinaus könnten selbstfahrende Autos
soziale Teilhabe entscheidend fördern, indem sie
körperlich beeinträchtigten Menschen neue Zu-
gänge zum Arbeitsmarkt und zur Gesellschaft als
Ganzes eröffnen. Sie könnten ausserdem der Iso-
lation älterer Menschen vorbeugen, da diese wei-
terhin in der Lage wären, zu pendeln undmobil zu
bleiben. Allerdings werden sich all diese Vorteile
nicht auf einmal und auch nicht von selbst einstel-
len. Autonome Fahrzeuge werfen mindestens so
viele Fragen auf, wie sie Vorteile bringen. Jene be-
treffen Haftung, Versicherungssysteme, Sicher-
heitsstandards, Verlässlichkeit der Software und
Cybersicherheit – um nur einige Aspekte zu nen-
nen.AngemesseneAntworten auf diese Fragen zu
finden, wird eine Voraussetzung für die Serienzu-
lassung dieser Fahrzeuge für den Markt sein.

An einigen Antworten wird bereits gearbeitet.
DasWeltforum für die Harmonisierung von Fahr-

zeugregelungen, unter Federführung der
UNECE, befasst sich gerade mit Rechtsvorschlä-
gen bezüglich halbautomatischer Fahrfunktionen
– wie etwa Autopilot-Systeme in Verkehrsstaus,
automatische Parksysteme sowie Autopiloten für
Autobahnen –, welche letztlich denWeg für hoch-
automatisierte Fahrsysteme ebnen werden.

2014 wurde die Wiener Strassenverkehrskon-
vention von 1968, laut der der Fahrer jederzeit die
Kontrolle über ein Fahrzeug haben muss, ange-
passt, um sicherzustellen, dass existierende Ver-
kehrsvorschriften die Entwicklung neuer Techno-
logien mit dem Ziel der Verbesserung der Sicher-
heit nicht behindern. Dies sind erste, wichtige
Schritte. Eine ganze Menge jedoch muss noch
klargestellt und festgelegt werden. Auf der Stärke
der eigenen Automobilindustrie aufbauend, hat
Deutschland verschiedene Initiativen angekün-
digt, insbesondere die Einrichtung eines «Digita-
len Testfelds Autobahn» auf der A 9 in Bayern,
um den permanenten Informationsaustausch zwi-
schen Fahrzeugen und Infrastruktur zu testen.

Einzelne Länder wollen – zu Recht – voran-
gehen, sollten aber der Versuchung von nationa-
len Regelungen widerstehen. Verschiedene natio-
nale Gesetze würden nicht nur neue technische
Hindernisse schaffen und damit grenzüberschrei-
tenden Handel behindern, sondern ebenfalls den
internationalen Verkehr deutlich verkomplizie-
ren. Deshalb sind wir auf internationale Zusam-
menarbeit angewiesen. Nur mit Regelungen, die
auf weitestgehend akzeptierten Standards und
einemKonsens zwischen Experten aus der ganzen
Welt basieren, werden wir in der Lage sein, alle
Versprechungen autonomer und intelligenter
Fahrzeuge tatsächlich zu erfüllen.

Damit etwa die Vorteile von Vernetzung (so-
wohl zwischen Fahrzeugen als auch zwischen
Fahrzeugen und Infrastruktur) vollständig genutzt
werden können, müssen einheitliche Informa-
tions- und Telekommunikationsstandards ent-
wickelt werden, welche Skalenvorteile und inter-
nationale Kompatibilität gewährleisten. Glück-
licherweise existieren alle benötigten Mittel zur
Eingliederung dieser künftigen Standards in inter-
nationale Regulierungen bereits innerhalb des
Weltforums. Ich rufe daher alle involvierten
Akteure, Staaten, die Automobilindustrie, Tele-
kommunikations- und Softwareunternehmen so-
wie andere Normungsorganisationen dazu auf,
ihre Bemühungen in den kommenden Monaten
und Jahren zu verstärken, um zur Anpassung der
UNECE-Verkehrskonventionen beizutragen und
somit die rechtlichen Rahmenbedingungen sowie
die notwendigen Regelungen zu gestalten, die den
Weg für autonome Fahrzeuge ebnen werden.

Christian Friis Bach ist Exekutivsekretär der United
Nations Economic Commission for Europe (UNECE).

Die Schweiz und Europa

Spiegelbild der Schweiz
Gastkommentar
von ANDREAS AUER

Es gehört zum guten Ton der Zeit, die EU als das
Gegenteil der Schweiz zu bezeichnen: Sie ist büro-
kratisch, wir sind demokratisch; sie ist bürger-
fremd, wir sind bürgerfromm, und je mehr sie sich
entwickelt und in Probleme verwickelt, desto
mehr müssen wir uns von ihr absetzen. Ein Blick
zurück, einerseits auf den 12. September 1848 als
Geburtsstunde der modernen Schweiz, anderer-
seits auf den 25. März 1957 als Geburtsstunde der
heutigen Europäischen Union, sowie ein Über-
blick über die seither erfolgte Entwicklung der
beiden Gebilde zeigen ein ganz anderes Bild.

Die EU ist so etwas wie ein Spiegelbild der
Schweiz.Wie dieEidgenossenschaft wurde sie von
unten nach oben konstruiert, von einer Handvoll
souveräner Staaten, die beschlossen, gewisse An-
liegen zu «vergemeinschaften». Über die Jahre
sind weitere Staaten und zusätzliche Kompeten-
zen dazugestossen, so dass die EU heute praktisch
ebenso viele Mitgliedstaaten wie die Schweiz
Kantone umfasst und über einen breiten Katalog
von Zuständigkeiten verfügt. Die Ratifikation der
Bundesverfassung von 1848 erfolgte dabei nach
derselben Methode wie jene der Primärverträge
der EU, nämlich gemäss den verfassungsrecht-
lichen Regeln der Mitgliedstaaten. So wie diese
stolz behaupten, die Herren der Verträge zu sein,
so erscheinen die Kantone immer noch als die
eigentlichen Pfeiler der Eidgenossenschaft. Der
Vorrang des Bundesrechts vor dem Recht der
Kantone entspricht dem Vorrang des EU-Rechts
vor dem nationalen Recht; beide Vorrangstellun-
gen werden durch die Grundsätze der unmittelba-
ren Anwendbarkeit und der unmittelbaren Wir-
kung auf Beschwerde der Betroffenen vorGerich-
ten abgesichert. Mitgliedstaaten und Kantone
nehmen an der Willensbildung der EU bzw. des
Bundes aktiv teil. Die Kompetenzverteilung zwi-
schen dem Zentrum und der Peripherie erfolgt in
beiden Gebilden durch die Grundnorm des Zen-
trums (Bundesverfassung bzw. Primärverträge).

In der EU blüht wie in der Schweiz der Hori-
zontalföderalismus, d. h. die Zusammenarbeit von
Regierungen, Ministerien und Verwaltungen der
Mitgliedstaaten bzw. der Kantone. Das EU-Bür-
gerrecht fliesst aus dem Bürgerrecht der Mitglied-
staaten, wie das Schweizer Bürgerrecht dem Bür-
gerrecht der Gemeinden und Kantone entspringt.
Parlament und Regierung haben in beiden Gebil-
den eine unterschiedliche Legitimität, Volkswahl
für das Erstere, Wahl durch das Parlament bzw.
Ernennung durch die Mitgliedstaaten für die
Letztere. Das für den schweizerischen Bundesrat
so typische Kollegialprinzip kommt weitgehend
auch im Entscheidungsfindungsprozess der EU-
Kommission zur Anwendung. Das schweizerische

Parteiensystem ist, wie jenes der EU, regional und
ideologisch stark fragmentiert. Die Mitgliedstaa-
ten der EU haben, wie die schweizerischen Kan-
tone, weitgehend uneinheitliche Steuersysteme.
Die Polizeigewalt wird dort wie hier auf der unte-
ren Ebene angesiedelt: Es gibt weder eine Bun-
des- noch eine EU-Polizei. Die EU und die
Schweiz tun sich schwer mit einer Aussenpolitik,
die diese Bezeichnung verdient, und die ideologi-
sche Kraft der regionalen Identität ist beidseits
tief verankert.

In einigen wichtigen Punkten erfährt das Spie-
gelbild Schweiz/EU allerdings bedeutende Ver-
zerrungen. So vor allem bei Änderungen der
Grundnormen. Während Verfassungsrevisionen
in der Schweiz die doppelte Mehrheit von Volk
und Ständen erfordern, kann eine Änderung der
Primärverträge nur unterWahrung der doppelten
Einstimmigkeit erfolgen: Einstimmigkeit aller
Regierungen der Mitgliedstaaten zur Einberu-
fung der Regierungskonferenz, Einstimmigkeit
der Mitgliedstaaten zur Ratifizierung der Ver-
tragsänderung durch die nationalen Parlamente
oder Stimmberechtigten – jeder Mitgliedstaat er-
hält also ein Vetorecht, das der schweizerischen
Tradition zuwiderläuft. Das Erfordernis der dop-
pelten Einstimmigkeit bewirkt einen Reformstau
und zwingt die betroffenen Staaten, notfalls den
völkerrechtlichenUmweg zu beschreiten, um zum
Ziel zu kommen, wie beim Fiskalpakt-Vertrag
von 2011.

Dieselbe Diskrepanz besteht in Bezug auf den
Gebrauch der direkten Demokratie. Während in
der Schweiz alle wichtigen Normen und Ent-
scheide dem Volk vorgelegt werden müssen und
vomVolk initiiert werden können, beschränkt sich
die direkte Demokratie in der EU auf national-
staatliche Beitritts- und Integrations- und Erwei-
terungsreferenden, welche fast nur zentrifugale
Wirkungen zeitigen, d. h. die Vertiefungs- und Er-
weiterungsprozesse bremsen, ja blockieren. So
bleiben zentrale Anliegen wie die Ergänzung der
Währungsunion durch gewisse Fiskalkompeten-
zen auf der Strecke. Das «direktdemokratische
Dilemma der EU» (Fernando Mendez) besteht
darin, dass die Bremse der doppelten Einstimmig-
keit für Vertragsänderungen inWiderspruch steht
zumwachsenden Bedürfnis der Bürger nachmehr
Partizipation in der Union, um dieser jene Legiti-
mität zu verleihen, die ihr so markant fehlt.

Kein Zweifel: Die Ähnlichkeiten überwiegen.
Wären sie lernfähig, könnten die EU und die
Schweiz manches voneinander lernen. Leider
aber gefallen sich beide darin, die Fehler des ande-
ren anzuprangern, um sich nicht selbst infrage stel-
len zu müssen.

Andreas Auer ist em. Professor für Staatsrecht an den
Universitäten Genf und Zürich.

SIM CHI YIN / VII

FOTO-TABLEAU

Was die Liebe trägt
4/5

Normalerweise brechen Mann und
Frau im Bergland der chinesischen
Provinz Shanxi gemeinsam auf, um
Brennholz zu sammeln. Aber Mi Shixiu
muss diese Arbeit alleine tun. Sie steht
jeden Tag kurz nach Anbruch der
Dämmerung auf, um alle Hausarbeiten
erledigt zu haben und ganz für ihren
kranken Ehemann da zu sein, wenn er
erwacht. Die Fotografin Sim Chi Yin
wollte ursprünglich den Fokus ihrer
Reportage auf die unter den Minen-
arbeitern verbreitete und mangels Be-
handlung oft tödlich verlaufende Sili-
kose legen. Aber sie realisierte bald:
«Das war nicht einfach ein Bericht
über einen Mann, der in einem abge-
legenen chinesischen Dorf langsam
stirbt. Es ist eine universale Liebes-
geschichte.»
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Was die Liebe trägt
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Es ist wieder einmal passiert. He
Quanguis Lunge hat ihren Dienst ver-
sagt, der 41-Jährige, der seit elf Jahren
an Silikose leidet, ist kollabiert. Manch-
mal reicht auch die bedingungslose
Liebe seiner Frau nicht mehr aus, um
seinen Lebensmut aufrechtzuerhalten:
Die Fotografin Sim Chi Yin, die das
Paar immer wieder besuchte, hat auch
einen Suizidversuch Hes miterlebt.
Lange fand sie keine Abnehmer für
ihre Reportage. Dann aber wurde diese
von der chinesischen Nachrichten- und
Bild-Website Tencent angenommen –
und ein Wunder geschah: Der Spen-
denaufruf der Website brachte binnen
kurzer Zeit eine Summe, die He einen
Spitalaufenthalt, die Rückzahlung
von Schulden und eine dringend nötige
Reparatur an seinem Häuschen
ermöglichte.

Gesundheitssystem

Reformen für eine gute medizinische Versorgung
Gastkommentar
von PETER SUTER, PETER MEIER ABT
und THOMAS ZELTNER

Der Bundesrat hat vorgeschlagen, für die Schaf-
fung von 200 bis 250 zusätzlichen Studienplätzen in
der Medizin 100 Millionen Franken einzusetzen.
Damit soll der zunehmende Ärztemangel gemil-
dert werden. Die Schweizer Universitäten bilden
jährlich 800 bis 900 Ärzte aus. Verglichenmit ande-
ren Ländern und gemessen an der Nachfrage sind
das viel zu wenige – das haben auch Analysen der
OECD bestätigt. Zur Schliessung der Lücken wer-
den jedes Jahr mehr als 1000 im Ausland ausgebil-
deteMediziner rekrutiert. Nach den Statistiken der
FMH haben 10 000 der 34 000 in der Schweiz täti-
gen Ärzte ein ausländisches Diplom, und mehr als
zwei Drittel der neu verliehenen Spezialarzttitel
gehen an im Ausland ausgebildete Ärzte.

Trotz dieser erheblichen Zuwanderung können
heute nicht alle Stellen in den öffentlichen und pri-
vaten Sektoren des Gesundheitswesens besetzt
werden. Das zeigt, dass in der Schweiz ein attrakti-
verGesundheitsmarkt besteht, der anderen Staaten
medizinische Spezialisten entzieht, obwohl diese in
den Ursprungsländern selber dringend benötigt
werden. Es ist offensichtlich, dass die Förderung
unseres eigenen Nachwuchses dringend notwendig
ist. Die kürzlich lancierten Initiativen der ETH und
des Tessins für zusätzliche Studienplätze und -pro-
file, aber auch die Pläne von St. Gallen und anderen
Kantonen für ein eigenes Masterstudium sind zu
begrüssen. Die Entwicklung bringt frischen Wind.

Die Schaffung von Ausbildungsplätzen wird
aber nicht genügen, um langfristig eine gute medi-
zinische Versorgung für alle sicherzustellen, dazu
braucht es weitere Reformen. In einem von den
deutschen Kultus- und Gesundheitsminister-Kon-
ferenzen veröffentlichten Bericht zur Fachkräfte-
sicherung im Gesundheitswesen tönt es ähnlich:
«Eine höhere Anzahl von Studienplätzen für
Humanmedizin allein kann das ärztliche Versor-
gungsproblem nicht lösen. Die zusätzlichen Absol-
ventinnen undAbsolventen werden auch weiterhin
in Fächer und Regionen strömen, die ohnehin
schon überversorgt sind.» Die Schweiz weist eine
der grössten Ärztedichten der Welt auf – warum
gibt es trotzdem Defizite in der Versorgung? Wir
sehen vor allem drei zusätzliche Probleme: Erstens
besteht eine falsche Verteilung von Ärzten sowohl
zwischen Spitälern, Spezialisten und Grundversor-
gung als auch zwischen städtischen und periphere-
ren Gebieten, zweitens existiert in einigen Berei-
chen eine Überversorgung, die unnötig personelle
Ressourcen verschwendet, und drittens kann eine
bessere Aufgabenteilung zwischen Ärzten und
Pflegefachpersonen mehr Effizienz bringen.

Falsche Verteilung der Ärzte: Die Verteilung der
medizinischen Fachpersonen ist asymmetrisch: Ein

grosser Teil ist im überdimensionierten Spital-
bereich und in lukrativen Spezialistenpraxen und
Kliniken engagiert, während in der ambulanten
und stationären Grundversorgung, der Rehabilita-
tion und der Langzeitpflege einManko besteht.Die
Zahl der Spitäler für die Akutpflege ist in der
Schweiz deutlich höher als in anderen Ländern.
Dies bedeutet einerseits einen grösseren Bedarf an
personellen und finanziellen Ressourcen und ande-
rerseits einÜberangebot in vielenBereichen – auch
sind damit kleine Fallzahlen und ungenügende Spe-
zialkenntnisse in vielen kleineren Kliniken verbun-
den. Eine bessere Bündelung der stationären Be-
handlung könnte Ressourcen für bestehende
Lücken frei machen, z. B. im Hausarztbereich.

Medizinische Überversorgung: Die Überversor-
gung, d. h. der Einsatz von unnötigen diagnosti-
schen und therapeutischen Mitteln, ist nicht nur in
der Schweiz ein Problem. Die damit verbundenen
Kosten werden für die USA auf ein Drittel der ge-
samten Gesundheitsausgaben geschätzt. Das ist bei
uns nicht anders: Nirgends wird so viel operiert wie
in der Schweiz, nirgends werden so viele künstliche
Gelenke eingesetzt, mit Brasilien sind wir Spitzen-
reiter bei den Schönheitsoperationen. Auch wenn

ein Teil dieser Eingriffe durch Privatversicherun-
gen oder das eigene Portemonnaie bezahlt wird, so
wird doch die Ausbildung des ärztlichen und pfle-
genden Personals dieser Kliniken mit öffentlichen
Geldern finanziert. Die Aus- und Weiterbildung
muss deshalb vermehrt auf die Lücken in der
Grundversorgung ausgerichtet werden. In einigen
Spezialgebieten werden zu viele Ärzte ausgebildet,
dies führt zu einer teuren Überversorgung. In der
«NZZ am Sonntag» sagte der Präsident der
Schweizerischen Gesellschaft für Orthopädie, dass
2013 in der Schweiz 80 Orthopäden ihre Ausbil-
dung mit dem Facharztexamen abgeschlossen hät-
ten, obwohl es nur etwa 40 gebraucht hätte. Man
werde deshalb die Ausbildungsplätze für Orthopä-
den reduzieren.

Eine auf das medizinisch Notwendige orien-
tierte Versorgung würde Gesundheitspersonal frei-
stellen und mithelfen, Versorgungslücken zu

schliessen und die Abhängigkeit von Fachkräften
aus demAusland zu vermindern. Der Einsatz nicht
zweckmässiger, nicht notwendiger und häufig nicht
wirksamer medizinischer Massnahmen verursacht
nicht nur unnötige Kosten, sondern auch Kompli-
kationen und unerwünschte Nebenwirkungen –
zum Schaden der Patienten. Die Schweizer Inter-
nisten und andere Fachgesellschaften haben hier
unter den Slogans «less is more» und «smarter
medicine» bereits eine wichtige Diskussion ange-
stossen. Es ist Aufgabe aller Partner im Gesund-
heitswesen, ein Überangebot im Schweizer Ge-
sundheitswesen zu bekämpfen. Leider verdienen
einige Leistungserbringer an der Überversorgung.
Einer verliert allerdings immer: der Patient.

Mangelnde interprofessionelle Zusammenar-
beit: In vielen Ländern werden mit neuen Formen
der interprofessionellen Zusammenarbeit unter
Gesundheitsfachleuten gute Erfahrungen gemacht,
besonders in der Grundversorgung. Dazu werden
z. B. in England, den Niederlanden, Skandinavien
und den USA den Pflegepersonen spezifische
Kompetenzen vermittelt, die diese dann als
«advanced practice nurses» oder «nurse practitio-
ners» eigenverantwortlich anwenden. Diese Kom-
petenzen erlauben die Übernahme von ursprüng-
lich «ärztlichen» Handlungen und Verantwortun-
gen, mit nachweisbar guten Resultaten und einer
hohen Patientenzufriedenheit.

Diese Entwicklung wird im erwähnten Bericht
der deutschen Kultus- und Gesundheitsminister-
Konferenzen, aber auch von der Schweizerischen
Akademie der Medizinischen Wissenschaften zur
Linderung desÄrztemangels unterstützt. Im statio-
nären Bereich, z. B. in der Anästhesie und der
Intensivmedizin, ist dieses Konzept der spezialisier-
ten, eigenverantwortlichen Pflegepersonen schon
seit langem zur Zufriedenheit aller realisiert. Die
Zusammenarbeit der Fachpersonen, Ärzte, Pfle-
genden und anderen soll schon in der Ausbildung
mit gemeinsamen Kursen beginnen – so können
sich die Kultur der Zusammenarbeit und die Aner-
kennung der Kompetenzen des anderen am besten
entwickeln.

Fazit: Die genannten Probleme sind nicht ein-
fach zu lösen; es braucht dafür den Willen und das
Engagement aller Akteure, namentlich aber der
Politik und der Leistungserbringer. Als erster und
wichtigster Schritt ist das überdimensionierte Spi-
talangebot, d. h. die Verzettelung der Ressourcen,
anzugehen, z. B. durch restriktive Spitallisten und
eine Konzentration von Leistungsangeboten mit
einer komplementären Aufgabenteilung zwischen
den Kliniken.

Hier sind dieKantone gefordert: Siemüssen ihre
regionalpolitischen Bedenken den Erfordernissen
einer guten Gesundheits- und Krankenversorgung
für die gesamte Schweizer Bevölkerung unterord-
nen. Die gegenwärtige Überversorgung, besonders

in spezialisierten Fachbereichen in den Städten,
kann mit einer besseren Steuerung der Weiterbil-
dungsplätze und weiteren «smarter medicine»-
Initiativen reduziert werden. Auch die kontrovers
diskutierten Vorschläge des Swiss Medical Board
(z. B. zur Behandlung derKreuzbandverletzung am
Knie oder der osteoporotischen Wirbelkörperfrak-
turen) helfen, medizinische Eingriffe konsequenter
nach den durch das Krankenversicherungsgesetz
festgelegten Kriterien Wirksamkeit, Zweckmässig-
keit und Wirtschaftlichkeit auszurichten.

Schliesslich sollen neue Berufsprofile im Pflege-
bereich und deren Kompetenzen zur Übernahme
bisher ärztlicher Aufgaben gefördert werden, z. B.
bei chronisch kranken Menschen. Der Einsatz des
Bundesrates für die Ärzteausbildung muss ein An-
reiz zu neuen Ausbildungsformen und -zielen sein,
damit nicht einfachmehr vomGleichen und zusätz-
liche Spezialisten für überversorgteGebiete produ-
ziert werden. Vielmehr sollen die Studenten und
die jungen Ärzte motiviert werden, sich in Berei-
chen zu engagieren, wo die drohende Unterversor-
gung interessantere Freiräume für die Berufsaus-
übung bietet.

Dazu sollen Projekte mit modernen, attraktiven
Ausbildungsmethoden und -pfaden unterstützt
werden – sowohl an den bisherigen medizinischen
Fakultäten als auch an neuen Institutionen, welche
sich für die Medizinerausbildung engagieren. Der
Masterplan des Bundes zur Hausarztmedizin von
2013 zeigt auf, wie durch die Aneignung spezifi-
scher Kenntnisse und Fähigkeiten während des
Studiums das Interesse der Studenten an der Haus-
arztmedizin gefördert und die Weiterbildung ver-
kürzt werden kann.

Wir sind überzeugt, dass die Investitionen für
neue Studienplätze in der Medizin vonseiten des
Bundes, der ETH und einzelner Kantone dann am
meisten Sinn ergeben, wenn sie durch andere,
mutige Massnahmen ergänzt werden.

Peter Suter ist ehem. Präsident der Schweizerischen Aka-
demie der Medizinischen Wissenschaften (SAMW); Peter
Meier Abt ist Präsident der SAMW; Thomas Zeltner ist
ehem. Direktor des Bundesamtes für Gesundheit (BAG).

Nirgends wird so viel
operiert wie in der Schweiz,
nirgends werden so viele
künstliche Gelenke
eingesetzt.

Leider verdienen einige
Leistungserbringer an der
Überversorgung; einer ver-
liert immer: der Patient.


